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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Nationalrat die drei verbliebenen
Differenzen zur Zulassung von Leistungserbringenden. Bezüglich der
Kompetenzverschiebungen zu den Versicherungen im Bereich der Qualitätsprüfung
beantragte eine Minderheit Gysi (sp, SG), dem Ständerat zu folgen und auf die
Verschiebungen zu verzichten. Mit 121 zu 71 Stimmen entschied sich der Nationalrat
jedoch mehrheitlich für Festhalten. Auch betreffend das Beschwerderecht für die
Versicherungen blieb die Differenz zur kleinen Kammer bestehen. Mit 107 zu 84
Stimmen hielt der Nationalrat an dieser «Machtverschiebung von den demokratisch
gewählten Vertreterinnen und Vertretern der Kantone hin zu einzelnen Versicherern»,
wie Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) diesen Punkt kritisiert hatte, fest. «Die Versicherer
nehmen hier letztlich die Interessen der Versicherten wahr», lobte hingegen Regine
Sauter (fdp, ZH) diese Entscheidung. 
Stillschweigend akzeptierte der Nationalrat hingegen den Antrag seiner Kommission,
bezüglich der Frage zur Kann- oder Muss-Formulierung bei der Zulassungssteuerung
durch die Kantone einzulenken. Die Kantone können somit zukünftig selbst
entscheiden, ob sie Neuzulassungen von Ärztinnen und Ärzten bei
überdurchschnittlichem Kostenanstieg aussetzen wollen oder nicht. Trotz eines Antrags
auf Festhalten durch die Minderheit Sauter lenkte der Nationalrat schliesslich auch bei
der Verknüpfung der Vorlage mit EFAS ein. Mit 115 zu 76 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
folgte die grosse Kammer diesbezüglich ihrer Kommission. Damit räumte der
Nationalrat eines der grössten Hindernisse für eine Übereinkunft zur Zulassung der
Leistungserbringenden aus dem Weg. Für ihre Fraktion sei dies ein Grund, die Vorlage
in der Schlussabstimmung abzulehnen, hatte jedoch die freisinnige
Minderheitensprecherin zuvor betont. Nun lag es folglich am Ständerat, die
verbliebenen Differenzen zu bereinigen. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Soziale Gruppen

Familienpolitik

Im Februar 2021 lancierte die WBK-NR mit 15 zu 9 Stimmen eine parlamentarische
Initiative mit dem Ziel, das bereits mehrfach verlängerte Impulsprogramm für die
Schaffung von Betreuungsplätzen in familienergänzenden Strukturen von einer zeitlich
befristeten in eine stetige Lösung zu überführen. Die Kommission tat dies in Kenntnis
eines jüngst erschienenen bundesrätlichen Berichts «Politik der frühen Kindheit» und
unter anderem nach Konsultation der Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen
und Sozialdirektoren (SODK), des Gewerkschaftsbundes und des Schweizerischen
Arbeitgeberverbandes. 
Gleichzeitig beantragte die Kommissionmehrheit, einer parlamentarischen Initiative
Prelicz-Huber (gp, ZH; Pa.Iv. 20.413) mit der Forderung nach Schaffung einer
Verfassungsgrundlage für familien- und schulergänzende Betreuung keine Folge zu
geben. Weiter wollte die Kommission die parlamentarische Initiative Aebischer (sp, BE)
zur Förderung der Chancengleichheit vor dem Kindergarteneintritt aufgrund der in
Angriff genommenen Arbeiten bis Ende Jahr sistieren. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.02.2021
MARLÈNE GERBER

Mit einer parlamentarischen Initiative verlangte Katharina Prelicz-Huber (gp, ZH) die
Organisation der familien- und schulergänzenden Betreuung nach dem Modell der
Volksschulen: Zuständig für diese sollten die Kantone sein und das Angebot sollte für
alle Kinder bis zum Abschluss der Volksschule unentgeltlich sein. Die Initiantin
begründete ihren Vorstoss mit der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf und
mit der Förderung von Kindern aus «sozio-ökonomisch benachteiligten Familien».
Darüber hinaus seien die Tarife für die Eltern zu hoch, weswegen die Einrichtungen
finanziell sehr eng planen müssten. Dies resultiere in hoher Belastung der in diesem
Bereich tätigen Personen bei vergleichsweise tiefen Löhnen. Die Initiantin vertrat die
Ansicht, dass qualitativ hochstehende Angebote und faire Arbeitsbedingungen ohne
«substanzielle öffentliche Finanzierung» nicht möglich seien. Der Mehrheit der WBK-

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 29.03.2021
MARLÈNE GERBER
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NR ging jedoch eine unentgeltliche Lösung zu weit. Mit 15 zu 9 Stimmen (1 Enthaltung)
beantragte sie, der Initiative keine Folge zu geben, und verwies stattdessen auf ihre
eigene, hängige parlamentarische Initiative. Diese zielte darauf ab, die mehrfach
verlängerte, zeitlich befristete Anstossfinanzierung der familienergänzenden
Kinderbetreuung in eine dauerhafte Lösung zu überführen. 3

Mit 122 – mit einer Ausnahme – bürgerlichen gegen 66 Stimmen von Links-Grün gab der
Nationalrat seiner WBK-NR folgend einer parlamentarischen Initiative Prelicz-Huber
(gp, ZH) keine Folge. Die Initiative verlangte, dass die familien- und schulergänzende
Betreuung für die Familien künftig kostenlos angeboten würde. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 14.06.2021
MARLÈNE GERBER

1) AB NR, 2020, S. 55 ff.
2) Medienmitteilung WBK-NR vom 19.2.21
3) Bericht WBK-NR vom 18.2.21; Medienmitteilung WBK-NR vom 19.2.21
4) AB NR, 2021, S. 1316 ff.
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